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Silomais wird in Oettingen auf 822
Hektar angebaut. Diejenigen, die
dagegen Bedenken angemeldet ha-
ben, waren weder der Bund Natur-
schutz noch der Arbeitskreis
„Nachhaltigkeit“. Das waren vor-
wiegend Pächter der Flächen. Aber
das ist eine privatrechtliche Angele-
genheit, was ein Eigentümer mit sei-
ner Wiese macht.

Hätte der Konflikt nicht vermieden
werden können, wenn im Vorfeld ein
paar Rahmenbedingungen vorgegeben
worden wären? Dass Freiflächenfoto-
voltaik-Anlagen wichtig sind, bezwei-
felt ja kaum jemand.
Bhattacharyya: Es ging ja darum:
Sagt die Stadt generell nein, oder
sagt die Stadt ja. Wenn wir uns das
vorstellen können, wollen wir dann
die Fläche begrenzen. Die Frage,
welche Firma zum Zug kommt,
wäre danach gekommen. Auf den
Einwand des Kollegen Helmut
Schmidt habe ich schon im Stadtrat
das Beispiel mit dem Autokauf ge-
bracht: Man entscheidet sich doch
zuerst, ein Auto zu kaufen, und
dann überlegt man, welches. So hät-
te man im Stadtrat entscheiden kön-
nen, ja, wir können uns Fotovoltaik
vorstellen. Und dann überlegen wir,
in welchen Bereichen und in welcher
Größe je Anlage.

Es entsteht der Eindruck, dass der Fo-
kus auf den Firmen liegt und nicht auf
den Bürgern.
Bhattacharyya: Nein, wir wollen Fo-
tovoltaik mit, auch finanzieller, Bür-
gerbeteiligung. Ich würde doch im
luftleeren Raum rumargumentie-
ren, nehmen wir dieses oder jenes.
Es geht um die Grundsatzfrage.
Dann kann man die Rahmenbedin-
gungen feststecken, an die einzelnen
Firmen herantreten, Vorschläge ein-
holen und Möglichkeiten der finan-
ziellen Beteiligung von Kommune
und Bürger klären.

Interview: Verena Mörzl

spruch auf einen Hortplatz. Auch
den muss man auch im Blick haben.

Welcher Träger steht dahinter?
Bhattacharyya: Wir haben einen ka-
tholischen und einen evangelischen
Kindergarten sowie einen Waldkin-
dergarten. Der neue Standort wird
von einem weiteren Träger betrie-
ben. Die Stadt hat kein eigenes Inte-
resse, einen Kindergarten zu betrei-
ben, solange sich ein Träger findet.

Wie viel Platz wird aktuell einge-
plant?
Bhattacharyya: Aktuell zwei Krip-
pengruppen und drei Kita-Gruppen
– knapp 100 Plätze, die wir mittel-
fristig mehr brauchen. Es ist schön,
wenn Oettingen wächst.

Beim Thema Freiflächenfotovoltaik-
anlagen hat die SPD als einzige Frak-
tion versucht, den Vorschlag der Ver-
waltung und des Bürgermeisters für
eine Grundsatzentscheidung zu dem
Thema zu unterstützen. Die anderen
Stadträte forderten weitere Infos, um
auf einige Bedenken von Bürgern zu
reagieren. Wurde das Thema an sich
unterschätzt?
Bhattacharyya: Zunächst: Die Kom-
mune will keine Landwirte enteig-
nen. Der Impuls ging von einer Fir-
ma aus. Die Firma Südwerk hat für
ihr Projekt (Bettendorf 35,8 Hektar,
Niederhofen 22,9 Hektar) Flächen
der Eigentümer angeboten bekom-
men. Daher stellt sich für die Kom-
mune die Frage, ob Freiflächenanla-
gen im Gemeindegebiet zulässig sein
sollen. Denn dazu braucht es ja ei-
nen Bebauungsplan. Mit dem Vor-
schlag der Verwaltung, dass man 150
Hektar als Fotovoltaik-Fläche an-
denkt, hätten wir uns eine Grenze
gesetzt, aber noch nicht über das
Projekt der Firma Südwerk ent-
schieden. 150 Hektar sind 4,83 Pro-
zent der Gesamtfläche Oettingens
oder 6,07 Prozent der landwirt-
schaftlichen Fläche. Zum Vergleich:

Die Krone erfordert einen hohen Per-
sonaleinsatz, andere Projekte sind für
Oettingen derzeit aber ebenfalls enorm
wichtig. Welches kommt für Sie an
nächster Stelle?
Bhattacharyya: Ganz klar die Frage
nach Gewerbeflächen. Wir haben die
ja quasi verschleudert und jetzt ha-
ben wir keine mehr. Da müssen wir
dringend was machen. Bei den
Wohnbebauungsflächen verhält es
sich ähnlich. Die Stadtratsklausur
hätte dazu beitragen können, über
Flächen zu sprechen, die wurde jetzt
aber coronabedingt schon wieder
verschoben. Da könnte man sich tat-
sächlich zusammensetzen und aus-
giebig schauen, wo es Möglichkeiten
für die Stadt gibt hinsichtlich Ge-
werbeflächen und andererseits hin-
sichtlich Baugebieten generell. Ein
Punkt, der uns auch beschäftigt, ist
die Problematik mit dem Kinder-
garten.

Die Stadt hat bekannt gegeben, dass in
Oettingen eine weitere Einrichtung
entstehen soll.
Bhattacharyya: Es wurde in der Sozi-
alraumanalyse dargelegt, dass es bei
uns knapp mit den Plätzen werden
kann. Wir haben uns im Stadtrat ge-
wundert, dass wir einen Kindergar-
ten bauen, aber der Platz eigentlich
schon wieder zu wenig ist. Diese Si-
tuation spitzt sich zu. Bereits im
September haben wir ein kurzfristi-
ges Problem. Das resultiert auch da-
raus, dass dieses Jahr viele Kinder in
den Kindergärten verbleiben und
aufgrund von Corona nicht in die
Schule wechseln. Ein anderer
Aspekt ist, dass wir das Baugebiet
am Kelterfeld haben. Die Stadt ist
dabei, Abhilfe zu schaffen. Wir müs-
sen den Bedarf aber auch weiter-
rechnen, weil derzeit von Unterneh-
mern viel Wohnraum erstellt wird.
Dann wird Oettingen weiter wach-
sen. Daher brauchen wir einen wei-
teren Kindergarten-Standort. Ab
2025 gilt außerdem ein Rechtsan-

Das prägende Thema für Oettingen ist
die Generalsanierung der Krone in der
Altstadt. Vor Kurzem stellte der Ar-
chitekt die detaillierten Kosten vor.
Auch wenn der Eigenanteil der Stadt
im Vergleich zu den Gesamtkosten um
einiges geringer ausfällt, so betrifft das
Projekt jeden Steuerzahler. Gibt es für
Sie eine Schmerzgrenze bei den Ge-
samtkosten?
Robin Bhattacharyya: Die Krone
wird nach aktuellen Planungen 20,7
Millionen kosten. Wenn man sich
vorstellt, dass man ein Hotel auf der
grünen Wiese für rund sechs Millio-
nen Euro errichten würde: 14 Mil-
lionen dafür, dass man ein denkmal-
geschütztes Gebäude saniert, ist aus
Sicht des Steuerzahlers der Wahn-
sinn. Aber am Denkmalschutz und
am Leerstand können wir nichts än-
dern. Als Stadtrat nimmt man zur
Kenntnis, dass der Steuerzahler ge-
nerell viel reinbuttert. Die städti-
schen Mittel belaufen sich bisher auf
6,3 Millionen Euro. Da habe ich als
Stadtrat den Fokus drauf. Durch die
Kostensteigerung besteht für die
Stadt noch eine Lücke von 3,6 Mil-
lionen. Irgendwann wird man sagen,
dass der städtische Anteil zu groß
ist. Als wir die Entscheidung im No-
vember 2019 getroffen haben, haben
wir das als einmalige Chance gese-
hen, um den Leerstand zu beseitigen
und das Übernachtungsproblem in
Oettingen zu lösen.

Welchen Anteil kann die Stadt maxi-
mal leisten?
Bhattacharyya: Ich denke, bis acht
Millionen ist es für mich noch halb-
wegs okay. Wahrscheinlich wird man
bei zehn Millionen sagen, nein, das
geht nicht. Ich hoffe, dass die Ver-
handlungen der Stadt mit den Zu-
schussgebern positiv verlaufen und
dass dann dieser städtebauliche
Missstand und unser Übernach-
tungsproblem gelöst sind. Die Kro-
ne kann dann ein Anker sein, um
den Tourismus anzukurbeln.

„Brauchen weiteren Kindergarten“
Interview Oettingens Stadtrat Robin Bhattacharyya (SPD) schildert, wo seine Schmerzgrenze bei den

Kosten der Krone erreicht ist und welche weiteren Projekte außerdem vorrangig sind

Robin Bhattacharyya, Vorsitzender der SPD�Fraktion im Oettinger Stadtrat. Archivfoto: Verena Mörzl

VHS rüstet EDV�Raum auf
Renovierung Neuer Schulungsraum für die Kurse in Oettingen

Oettingen Das Team der Volkshoch-
schule Oettingen hat die lange Zeit
des Corona-Stillstands für einige
räumliche Veränderungen genutzt.
So entstand im Gebäude des ehema-
ligen Gymnasiums neben der St. Ja-
kobskirche, in dem ein Großteil der
VHS-Kurse auf drei Etagen stattfin-
det, ein neuer EDV-Schulungs-
raum. Bei den Renovierungsarbei-
ten hat das Team um VHS-Vorsit-
zende Petra Raab mit angepackt.
„Die Umgestaltung haben wir zum
Teil selbst in die Hand genommen
und mit der Unterstützung örtlicher

Handwerker vollendet“, ist Petra
Raab stolz auf das Ergebnis.

Der neue EDV-Raum befindet
sich jetzt im ehemaligen Jakobus-
Zimmer im zweiten Obergeschoss
und bietet den Kursleitern Harald
Scherer (Schwerpunkte Internet
und PC-Grundlagen), Peter Wolfin-
ger (Einführung in die Programmie-
rung) und Wolfgang Ernst (Android
Smartphone) beste Voraussetzun-
gen. Den Kursteilnehmern stehen
acht komfortable Arbeitsplätze zur
Verfügung. Außerdem ist der groß-
zügige Schulungsraum mit Beamer

und Leinwand, WLAN und An-
schlussmöglichkeiten für private
Laptops bestens ausgerüstet. „Kein
Vergleich mehr zu früher“, freut
sich EDV-Kursleiter Harald Sche-
rer über das neue Domizil, das nun
auch endlich genutzt werden will.
„Wir hoffen, dass wir nach den
Pfingstferien wieder starten kön-
nen“, sagt Petra Raab. Aktuelle
Kursangebote können dem Früh-
jahrsheft der VHS und dem neuen
Sommerprogrammheft entnommen
werden. Mehr im Internet unter
www.vhs.oettingen.de. (pm)

Freuen sich über den neuen EDV�Schulungsraum im zweiten Obergeschoss des VHS�
Gebäudes: EDV�Kursleiter Harald Scherer zusammen mit der Vorsitzenden der VHS
Oettingen, Petra Raab. Foto: Diana Hofmann

OHMENHEIM

16�Jährige übt mit Papa
für den Führerschein
Im Rahmen einer Streifenfahrt stell-
ten Beamte des Aalener Polizeire-
viers am Samstagabend kurz vor 22
Uhr auf einem Feldweg linksseitig
der Bundesstraße 466, kurz vor Oh-
menheim, ein Fahrzeug fest, das
daraufhin einer Kontrolle unterzo-
gen wurde. Nachdem der Pkw an-
gehalten hatte, stieg der 54-jährige
Fahrzeughalter auf der Beifahrer-
seite aus. Gesteuert wurde das Fahr-
zeug laut Polizeibericht von seiner
16 Jahre alten Tochter, die wohl
demnächst den Führerschein ma-
chen will und sich darauf mit einer
Probefahrt vorbereiten wollte. Die
beiden müssen nun mit einer Anzei-
ge rechnen. (pm)

Polizeireport
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Widmung
Betreff: Ortsstraße „Birgitten-

straße“
Teilfläche aus der Fl.Nr. 424/7

der Gemarkung Maihingen
Die in der Gemeinde Maihingen,
Landkreis Donau-Ries, Regie-

rungsbezirk Schwaben
neugebaute Straße „Birgitten-

straße“ wird mit Wirkung zum
01.06.2021 zur Ortsstraße gewidmet
und wird Teil der bereits bestehen-
den Ortsstraße „Birgittenstraße“.

Die gewidmete Strecke beginnt
an der nordwestlichen Grenze des
Grundstücks Fl.Nr. 451/38 der Ge-
markung Maihingen (km 0,000) und
endet an der südöstlichen Grenze
des Grundstücks Fl.Nr. 424/8 der
Gemarkung Maihingen (km 0,045).

Träger der Straßenbaulast ist die
Gemeinde Maihingen.

Maihingen, den 19.05.2021
Gemeinde Maihingen
(Stimpfle)
1. Bürgermeister

Widmung
Betreff: Ortsstraße „Erzbischof-

Stimpfle-Straße“
Teilfläche aus der Fl.Nr. 465 der

Gemarkung Maihingen
Die in der Gemeinde Maihingen,
Landkreis Donau-Ries, Regie-

rungsbezirk Schwaben
neugebaute Straße „Erzbischof-

Stimpfle-Straße“ wird mit Wirkung
zum 01.06.2021 zur Ortsstraße ge-
widmet.

Die gewidmete Strecke beginnt
an der südwestlichen Grenze des
Grundstücks Fl.Nr. 2948 der Ge-
markung Maihingen (km 0,000) und
endet an der nordöstlichen Grenze
des Grundstücks Fl.Nr. 2960 der
Gemarkung Maihingen (km 0,316).

Träger der Straßenbaulast ist die
Gemeinde Maihingen.

Maihingen, den 19.05.2021
Gemeinde Maihingen
(Stimpfle)
1. Bürgermeister

Widmung
Betreff: Ortsstraße „Am Pfaffen-

steig“
Teilfläche aus der Fl.Nr. 465 der

Gemarkung Maihingen
Die in der Gemeinde Maihingen,
Landkreis Donau-Ries, Regie-

rungsbezirk Schwaben
neugebaute Straße „Am Pfaffen-

steig“ wird mit Wirkung zum
01.06.2021 zur Ortsstraße gewidmet
und wird Teil der bereits bestehen-
den Ortsstraße „Am Pfaffensteig“.

Die gewidmete Strecke beginnt
an der südwestlichen Grenze des
Grundstücks Fl.Nr. 465/13 der Ge-
markung Maihingen (km 0,000) und
endet an der nordwestlichen Grenze
des Grundstücks Fl.Nr. 2963 der
Gemarkung Maihingen (km 0,155).

Träger der Straßenbaulast ist die
Gemeinde Maihingen.

Maihingen, den 19.05.2021
Gemeinde Maihingen
(Stimpfle)
1. Bürgermeister
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Nördlingen/Landkreis In seiner Mel-
dung der Infektionszahlen und der
Berücksichtigung der Inzidenzwer-
te erhält das Landratsamt Donau-
Ries Rückendeckung durch die Re-
gierung von Schwaben. In einer
Pressemitteilung heißt es wörtlich:
„Nachdem es zuletzt öffentliche
Diskussionen um die vom Gesund-
heitsamt des Landkreises Donau-
Ries gemeldeten Infektionszahlen
gab, hat die Regierung von Schwa-
ben die Vorgehensweise bestätigt.“
Die gemeldeten Infektionszahlen
seien maßgeblich für die von Seiten
des Robert Koch Institutes berech-
neten Inzidenzwerte. Die Regierung
habe dem Landratsamt nun bestä-
tigt, dass allein der jeweils tagesak-
tuelle Inzidenzwert, veröffentlicht
auf den Seiten des RKI, für die in
Bayern geltenden inzidenzabhängi-
gen Öffnungsschritte maßgeblich
sei; eine Ausnahmemöglichkeit be-
stehe nicht.

Zudem könnten inzidenzabhän-
gige Öffnungen nur dann erfolgen,
wenn das Einvernehmen des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Ge-
sundheit und Pflege erfolge, das
„ausschließlich nur dann erteilt
wird, wenn die jeweiligen hierfür in
der 12. BayIfSMV festgesetzten Sie-
ben-Tages-Inzidenz-Bedingungen
(gemäß RKI-Werten) vollumfäng-
lich erfüllt sind. Die Gesundheits-
ämter sind gehalten, Korrekturen
vorzunehmen bzw. nachzumelden,
wenn sich Meldedaten aufgrund fal-
scher oder unvollständiger Angaben
auf Testbefunden im Nachhinein als
falsch herausstellen.“

Derartige Nachmeldungen hätten
aber keine Auswirkung auf den ta-
gesaktuell vom RKI veröffentlich-
ten Inzidenzwert und somit auch
keine Auswirkung auf die Zeitschie-
ne der inzidenzabhängigen Öff-
nungsschritte, heißt es weiter.

Unter der Überschrift „Die
Schwierigkeit mit dem Inzidenz-
wert“ beschäftigt sich Gesundheits-
amts-Leiterin Dr. Raffaela Hesse
ausführlich mit dem Thema und
schildert zahlreiche Störfaktoren. In
ihrem Fazit sagt Dr. Hesse: „In der
Summe bildet der kumulative Inzi-
denzwert nicht den aktuellen Sach-
stand ganz korrekt wieder, sondern
er stellt eine bestmögliche Annähe-
rung an die realen Verhältnisse dar.
Jede Korrektur, die im Nachhinein
erfolgt, verändert somit mehrere In-
zidenzwerte. Die Diskussion um die
Eignung des kumulativen Inzidenz-
wertes wurde während der gesam-
ten Pandemie mehrmals geführt.
Auch Fehlmeldungen und Übertra-
gungsfehler wurden mehrfach öf-
fentlich bekannt und sind in Anbe-
tracht der vielen Fehlermöglichkei-
ten und Einflussfaktoren nicht voll-
ständig zu vermeiden.“ Und: „Je-
dem ist ... klar, dass bei einer Inzi-
denz von 49,8 kein wesentlicher
Unterschied im Risiko besteht, im
Vergleich zu 50,2 – dennoch muss
juristisch eine harte Grenze zur Re-
gelung getroffen werden. Dies ist
bei Änderungen rund um den
Grenzwert selbstverständlich oft-
mals ärgerlich.“ (pm)

Rückendeckung
von der

Regierung
Keine Ausnahmen bei

Öffnungsschritten


